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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/3897 — 


Aktivitäten der „Deutschen Alternative“ (DA) 


Die am 5. Mai 1989 noch von Michael Kühnen gegründete „Deutsche 
Alternative“ (DA) ist die zur Zeit am meisten diskutierte neonazistische 
Organisation. In den letzten Wochen trat die DA zudem mit der Grün- 
dung eines rechtsterroristischen „Mobüen Einsatzkommandos Ost“ 
(MEK-Ost) in Erscheinung. 

1. Wie viele Mitglieder hat die DA derzeit und wie ist nach Kenntnis 
der Bundesregierung die Mitgliederentwicklung (bitte - wenn 
möghch - nach Anzahl, Geschlecht, Beruf, Alter auflisten) seit 
ihrem Bestehen? 

a) Verfügt die DA über Unterorganisationen und wenn ja, seit 
wann, über welche und wo sind diese aktiv? 

b) Über welche „Massenorganisationen“, „Bündnisorganisatio- 
nen" oder „Vorfeldorganisationen“ versucht die DA, eine brei- 
tere Verankerung zu erlangen, und wie werden diese Versuche 
von der Bundesregierung bewertet? 

c) Wie war die inhalthche Schwerpunktsetzung der DA in den 
letzten Jahren? 

d) Auf welche Zielgruppe (Skins, Hooligans, Vertriebenenver- 
bäjide etc.) versucht die DA wie einzuwirken, und wie bewertet 
die Bundesregierung die Erfolge dieses Einwirkens? 

e) Mit welchen Mitteln und welchen Erfolgen versucht die DA, 
speziell auf Jugendliche Einfluß zu nehmen? 

f) Welche Verbindungen unterhält die DA zu anderen nationalen 
und internationalen rechtsextremen Organisationen und Zei- 
tungen? 

g) Gegen wie viele Mitglieder der DA laufen Ermittlungsverfah- 
ren, wie viele wurden verurteilt und wie viele sind vorbestraft? 

2. Ist der Bundesregierung der „Brandenburger Beobachter" be- 
kannt? 

a) Enthält das „Mitteilungsblatt der Partei Deutsche Alternative 
(DA)", so der Untertitel, strafrechtlich relevante Inhalte? 

b) Wie viele Ermittlungsverfahren laufen nach Kenntnis der Bun- 
desregierung gegen den „Brandenburger Beobachter“? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers des Innern vom 15. Dezem- 
ber 1992 übermittelt. 
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c) Wie viele Ausgaben sind bisher erschienen und welche Auf- 
lagenhöhe hatte dabei jeweils der „Brandenburger Beob- 
achter"'? 

d) Verfügt die DA über weitere Publikationsorgane und wenn ja, 
wie heißen die, und welche Kenntnis hat die Bundesregierung 
bezüglich deren Ausrichtung, Zielgruppe und Auflagenhöhe? 

e) Zu welchen Themengebieten hat die DA nach Kenntnis der 
Bundesregierung Flugblattkampagnen gestartet? 

3. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über den Aufbau des 
MEK-Ost durch die DA und weitere rechtsextremistische Gruppen/ 
Organisationen/Parteien? 

4. Inwieweit war die DA an den ausländerfeindlichen Ausschreitun- 
gen in Rostock- Lichtenhagen und anderen Orten, insbesondere 
Cottbus, beteiligt? 

5. Inwieweit war die DA an Vorbereitung und Durchführung des dies- 
jährigen Rudolf-Hess-Gedenkmarsches in Rudolstadt beteiligt? 

6. In welchen Bundesländern ist die DA bislang in Erscheinung getre- 
ten, und in welchen Bundesländern verfügt sie über feste Organisa- 
tionsstrukturen? 

7. Ist der Bundesregierung etwas über die Gründung eines Landes- 
verbandes der DA in Hessen bekannt? 

a) Wenn ja, was ist ihr darüber bekannt, und weiß die Bundesre- 
gierung, wer dort zum Landesvorsitzenden gewählt worden ist? 

b) Welche weiteren Personen bekleiden welche Ämter in diesem 
Landesvorstand? 

c) Über welche Organisationsstrukturen verfügt die DA in Hessen? 

8. Sind der Bundesregierung Aktivitäten zur Gründung eines Landes- 
verbandes der DA in Baden-Württemberg bekannt? 

a) Wenn ja, welche? 

b) Ist im Zusammenhang mit der etwaigen Vorbereitung zur Grün- 
dung eines DA-Landesverbandes die vorwiegend in Baden- 
Württemberg in Erscheinung getretene „Aktionsfront Natio- 
naler Kameraden " { ANK) beteiligt gewesen? 

9. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die ANK und 
deren Vorsitzenden Manfred Huck? 

10. Welche Kenntnisse Liegen der Bundesregierung über lokale, regio- 
nale und bundesweite Kontakte und Aktivitäten des Manfred Huck 
vor? 

a) Gibt es Kontakte zu ehemaligen Angehörigen der Wehrsport- 
gruppe „Wehrwolf 21,2. Sturm Sinsheim"? 

b) Sind die am 31. Oktober 1991 vom Landgericht Heidelberg 
verurteilten bzw. verwarnten ehemaligen Angehörigen der o. g. 
Wehrsportgruppe in letzter Zeit aktiv gewesen? 

c) Gibt es Kontakte bzw. personelle Kontinuitäten zwischen der 
o. g. Wehrsportgruppe und dem „National Gesinnten Jugend 
Verband" (NGJV)? 

11. Welche Kenntnisse liegen der Bundesregierung über den „Freun- 
deskreis Nordland", „Tonstörung" und dem „Endsieg- Versand" 
vor? 

12. Wie sind diese Gruppen in den Formierungs-Prozeß um die DA 
eingebunden? 


Vorbemerkung 

Bekanntlich hat der Bundesminister des Innern, Rudolf Seiters, am 
10. Dezember 1992 die neonationalsoziahstische „Deutsche Alter- 
native" (DA) verboten und den sofortigen Vollzug dieser Maß- 
nahme angeordnet. Im Hinblick darauf geht die Bundesregierung 
davon aus, daß sich die Kleine Anfrage damit im wesentlichen er- 
ledigt hat bzw. durch die als Anlage beigefügte Presseerklärung 
des Bundesministers des Innern beantwortet wird. 
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Anlage 

Bonn, den 10. Dezember 1992 


Der Bundesminister des Innern teilt mit: 

Bundesinnenminister Rudolf Seiters verbietet rechtsextremisti- 
sche Vereinigung „Deutsche Alternative". 

Bundesinnenminister Seiters: „Dem Treiben der extremistischen 
Volksverhetzer und Gewalttäter muß ein Ende gesetzt werden. " 

Bundesinnenminister Seiters hat heute morgen die neonazistische 
Vereinigung „Deutsche Alternative" (DA) verboten und den so- 
fortigen Vollzug dieser Maßnahme angeordnet. 

Nach dem Verbot der „Nationalistischen Front" (NF) am 27. No- 
vember 1992 ist das Verbot der DA der zweite Schlag gegen 
rechtsextremistische Organisationen innerhalb kürzester Zeit. Die 
Maßnahmen sind geboten, um der ständigen Agitation dieser 
Gruppierungen, die eine ausländerfeindliche Stimmung erzeugen 
und anheizen und so zu Gewalttaten beitragen, wirksam ent- 
gegenzutreten. 

Das Vereinsverbot wird zur Stunde von den zuständigen Länder- 
behörden vollzogen. Das betrifft vor allem die Sicherstellung des 
Vereinsvermögens, die Beschlagnahme von Beweismitteln sowie 
Wohnungsdurchsuchungen. 

Die heute verbotene DA wurde am 3. Mai 1989 gegründet. Die 
neonazistische Organisation hat 350 Mitglieder und ist auch in 
den fünf neuen Bundesländern sehr aktiv. Ihre verfassungsfeind- 
liche Zielsetzung verfolgt die DA in aggressiv-kämpferischer 
Form. Die DA agitiert besonders gegen die freiheitliche demokra- 
tische Grundordnung und gegen Ausländer. Im Programm der DA 
finden sich Parallelen zum 25-Punkte-Programm der NSDAP von 
1920. 

DA-Mitgheder und Anhänger sind bei ausländerfeindlichen Aus- 
schreitungen beteiligt gewesen. Insoweit laufen bereits strafrecht- 
liche Ermittlungsverfahren. 

Zu dem Verbot erklärt Bundesinnenminister Rudolf Seiters: 

„Das heutige Verbot der DA ist eine erneute deutliche Warnung 
an den Extremismus. Unser Staat wird von allen notwendigen, 
rechtsstaatlichen Möglichkeiten und Instrumenten Gebrauch 
machen. Er wird nicht hinnehmen, daß der innere Frieden unserer 
Gemeinschaft beschädigt wird. Der innere Frieden in unserer 
demokratischen Ordnung ist ein hohes Rechtsgut, das bewahrt 
und geschützt werden muß. Dazu gehört das friedliche Zusam- 
menleben der Deutschen mit den ausländischen Mitbürgern. Da- 
für wird unser Staat auch in Zukunft entschlossen eintreten. Ich 
sage dies auch mit Blick auf Stimmen im Ausland, das die Welle 
von fremdenfeindlichen Gewalttaten mit Sorge betrachtet. Die 
Verbotsverfügung ist ein deutliches Zeichen dafür, daß unsere 
wehrhafte Demokratie es nicht zuläßt und zulassen wird, daß ihre 
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Grundpfeiler - Recht und Freiheit - durch Extremisten Schaden 
nehmen. 

Dem verabscheuungswürdigen Treiben der extremistischen 
Volksverhetzer und Gewalttäter muß ein Ende gesetzt werden.'' 
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Der Bundesminister des Innern 

Deutsche Alternative 
z. Hd. Herrn Frank Hübner 

0-7500 Cottbus 

z. Hd. Herrn Rene Koswig 

0-7513 Cottbus 


8. Dezember 1992 


Gemäß § 3 des Gesetzes zur Regelung des öffentlichen Ver- 
einsrechts (Vereinsgesetz) vom 5. August 1964 (BGBl. I S, 593), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2809), erlasse ich folgende 

Verfügung: 

1. Die „Deutsche Alternative'" richtet sich gegen die verfassungs- 
mäßige Ordnung. 

2. Die „Deutsche Alternative" ist verboten. Sie wird aufgelöst. 

3. Es ist verboten, Ersatzorganisationen für die „Deutsche Alter- 
native" zu bilden oder bestehende Organisationen als Ersatz- 
orgarüsationen fortzuführen. 

4. Das Vermögen der „Deutschen Alternative" wird beschlag- 
nahmt und eingezogen. 

5. Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird angeordnet; 
dies gilt nicht für die Einziehung des Vermögens. 

Gründe: 

A. 

Die „Deutsche Alternative" erfüllt die Voraussetzungen für ein 
Verbot durch den Bundesminister des Innern: 

I. Die „Deutsche Alternative" ist ein Verein im Sinne des Arti- 
kels 9 Abs. 1 Grundgesetz (GG) und des § 2 Abs. 1 Vereins- 
gesetz. 

1. Die „Deutsche Alternative" wurde am 3. Mai 1989 in Bre- 
men gegründet. Sie ging aus dem Landesverband Bremen 
der „Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpartei" (FAP) her- 
vor, der zu diesem Zweck aufgelöst wurde. Mit der Grün- 
dung der DA sollte die „legale Partei" der „Gesinnungsge- 
meinschaft der Neuen Front" (GdNF), eines ideologischen 
Zusammenschlusses von Neonationalsozialisten ohne er- 
kennbare Strukturen, geschaffen werden. Die GdNF um- 
faßte bei Gründung der DA im Jahre 1989 insbesondere 
den Personenkreis um den zwischenzeitlich verstorbenen 
Neonazi Michael Kühnen. Kühnen und seine Anhänger 
waren damals bestrebt, eine „legale" Organisation aufzu- 
bauen, die die spätere Gründung der NSDAP ermöglichen 
sollte (GdNF-Publikation „Die Neue Front", Nr. 69, Januar/ 
Februar 1990, S. 22). 
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Bundesvorsitzender der DA ist seit dem „Bundesparteitag" 
in Duisburg am 18. September 1991 Frank Hübner. 

a) Die DA ist ein dauerhafter, freiwilliger Zusammenschluß 
natürlicher Personen. Sie ist nicht im Vereinsregister 
eingetragen. Mitglied kann jeder Deutsche werden, der 
sich zu Programm und Satzung der DA bekennt und das 
18. Lebensjahr vollendet hat (Satzung der DA, § 4). 

Nach Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden hat die DA 
derzeit ca. 350 Mitglieder. 

b) Der auf Dauer angelegte Zusammenschluß ergibt sich 
aus der Zielsetzung der DA. Sie nennt sich „Nationale 
Protestpartei" und betrachtet sich als „führende poli- 
tische Kraft der reichstreuen deutsch-alternativen Oppo- 
sition" (Satzung der DA, § 2). 

Die DA besteht bereits seit mehreren Jahren und ver- 
zeichnet einen wachsenden Mitgliederbestand (1989: 
80; 1990: 140; 1991: 320). 

c) Die in der DA zusammengeschlossenen Personen haben 
sich einer organisierten Willensbildung unterworfen, da 
sie durch den Erwerb ihrer Mitgliedschaft die Satzung 
der DA anerkannt haben. 

Oberstes Organ der DA ist der sogenannte „Bundespar- 
teitag", der satzungsgemäß mindestens alle zwei Jahre 
zusammentreten soll. Zwischen den „Parteitagen" wird 
die DA vom Bundesvorstand geführt (Satzung der DA, 
§§ 16, 17, 18). 

Der Bundesvorstand besteht aus dem Bundesvorsitzen- 
den (Frank Hübner), dem Stellvertretenden Bundesvor- 
sitzenden (Rene Koswig) und dem Schatzmeister 
(Thomas Herfurth) (Satzung der DA, § 17; Unterlagen 
des Bundeswahlleiters - Stand: 21. 10. 1992). 

Die DA gliedert sich in den Bundesverband, in die Lan- 
desverbände und in Kreis- und Ortsverbände (Satzung 
der DA, §11). 

Die DA gibt seit Januar 1992 ein eigenes Mitteilungs- 
blatt, den „Brandenburger Beobachter" heraus. Den 
Sicherheitsbehörden sind bisher fünf Ausgaben bekannt. 
Zuvor wurden die Aktivitäten der DA hauptsächlich im 
Organ der GdNF „Die Neue Front" dargestellt. 

d) Der Zweck der DA liegt in der Verfolgung gemeinsamer 
politischer Ziele, die sich aus Programm und Satzung der 
Vereinigung ergeben. 

e) Die DA ist keine Partei im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes. 

Die DA hat bisher weder an einer Bundestags- noch 
einer Landtagswahl teilgenommen. Der Bundeswahlaus- 
schuß hat die DA nicht zur Bundestagswahl 1990 zuge- 
lassen, weil sie nach dem Gesamtbild der tatsächlichen 
Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und Festigkeit 
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ihrer Organisation, keine ausreichende Gewähr für die 
Ernsthaftigkeit ihrer Zielsetzung bot (Mitteilung des 
Bundeswahlleiters vom 26. 10. 1990). Obwohl die DA 
seitdem Mitgliederzuwächse verzeichnete, hat sie sich 
danach an den Landtagswahlen des Jahres 1991 in Bre- 
men und Rheinland-Pfalz nicht beteiligt, trotzdem sie zu 
diesem Zeitpunkt bereits ca. 320 Mitglieder hatte und in 
beiden Bundesländern über eigene Landesverbände 
verfügte. 

Bereits zeitlich vor der Verweigerung der Zulassung hat 
die DA für die Bundestagswahl 1990 im Bündnis mit 
anderen Organisationen eine Wahlempfehlung für die 
Partei der „Republikaner" abgegeben (Rundschreiben 
des neonazistischen Wahlbündnisses „Neubeginn" vom 
15. 1. 1990). 

Diese Tatsachen belegen in ihrer Gesamtheit, daß die 
DA nicht ernsthaft die Zielsetzung verfolgt, auf die poli- 
. tische Willensbildung Einfluß zu nehmen oder sich an 
der Vertretung des Volkes im Parlament zu beteiligen. 

2. Die Tätigkeit der DA erstreckt sich über das Gebiet eines 
Landes hinaus. Die Satzung, die 1990 verabschiedet wurde, 
nennt als Tätigkeitsgebiet die Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich Berlin (West) (Satzung der DA, § 3). Die DA 
hat Landesverbände in Berlin, Brandenburg, Bremen, 
Rheinland- Pfalz und Sachsen. Die Bildung eines Landes- 
verbandes Hessen ist geplant. Die Landesverbände erstrek- 
ken sich jeweils auf das Gebiet des gleichnamigen Bundes- 
landes (Satzung der DA, §§ 11, 12; Unterlagen des Bundes- 
wahlleiters - Stand: 21. 10. 1992). 

3. Die DA richtet sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
im Sinne des Artikels 9 Abs. 2 GG und des § 3 Abs. 1 Satz 1 
Vereinsgesetz. 

a) Zur verfassungsmäßigen Ordnung im Sinne von Arti- 
kel 9 Abs. 2 GG gehören jedenfalls die elementaren Ver- 
fassungsgrundsätze, die den Begriff der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Artikels 21 
Abs. 2 GG bilden. Diese läßt sich als eine Ordnung be- 
stimmen, die unter Ausschluß jeglicher Gewalt- und 
Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsord- 
nung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Vol- 
kes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der 
Freiheit und der Gleichheit darstellt. Zu den grundlegen- 
den Prinzipien dieser Ordnung sind mindestens zu rech- 
nen: die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisier- 
ten Menschenrechten, vor allem dem Recht der Persön- 
lichkeit auf Leben und freie Entfaltung, die Volkssouve- 
ränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der 
Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die 
Unabhängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip 
und die Chancengleichheit für alle politischen Parteien 
mit dem Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Aus- 
übung einer Opposition (vgl. BVerfGE 2, 1, 12 f.; 5, 85, 
140). 
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b) Die von der DA in Programm und Satzung genannte 
Zielsetzung, die im Wortlaut zurückhaltend ist, muß im 
Zusammenhang gesehen werden mit ihrer Beeinflus- 
sung und Steuerung durch die neonazistische GdNF. 

Wie unter Gliederungspunkt AL 1. dargelegt, be- 
hauptete Kühnen „eine legale Partei aufbauen zu wol- 
len, „die selber noch nicht nationalsozialistisch ist, die 
aber Nationalsozialisten eine politische Plattform bietet 
und einen politischen Kurs verfolgt, der dazu führt, die 
Neugründung der NSDAP zu ermöglichen..,'' (GdNF- 
Organ, „Die Neue Front" Nr. 69), Januar/Februar 1990, 
S. 22). 

Die regelmäßigen Berichte in der GdNF-Pubhkation 
„Die Neue Front" über die Aktivitäten der DA (u. a. „Die 
Neue Front" Nr. 64, S. 40; 70, S. 38ff.; 72, S. 13f.; 74, 
S. 18, 23, 43, 44) und die Tatsache, daß Kühnen in einem 
Interview sagte: „Ich bin gerade dabei, Landes- und 
Ortsgruppen aufzubauen, aus denen eine neue Partei 
entstehen wird, die , Deutsche Alternative'." (Zeitschrift 
„Wiener", Anfang 1991) zeigen die Einbindung der DA 
in neonationalsozialistische Kreise. 

Dies belegt auch die Tatsache, daß auf dem ersten DA- 
„ Bundesparteitag" in Weilerswist bei Bonn am 13. Ja- 
nuar 1990 der Mitbegründer der rechtsextremistischen 
„Wiking-Jugend" (WJ) und Kühnen-Anhänger Walter 
Matthaei zum Bundesvorsitzenden gewählt wurde und 
dieses Amt bis zu seinem Tode am 7. Januar 1991 inne- 
hatte. 

Die DA und Kühnen zusammen veröffentlichten vor der 
Bundestagswahl 1990 einen „Deutschland-Plan", der die 
Überschrift trägt „Unser Weg zur deutschen Einheit - 
das Vierte Reich kommt". 

Die DA steht somit für die Ziele Kühnens ein, der u. a. die 
NSDAP neu gründen wollte und eine „nationalsozialisti- 
sche Revolution zur Verwirklichung einer wahren Volks- 
gemeinschaft" propagierte (GdNF-Organ „Die Neue 
Front" Nr. 69, S. 20-22). Daran hat sich nach Erkenntnis- 
sen der Sicherheitsbehörden nach dem Tode Kühnens 
nichts geändert. 

c) Die DA mißachtet mit ihrer aggressiven Agitation gegen 
Ausländer und Asylbewerber deren Menschenwürde 
durch rassistische Parolen und pauschale Ausgrenzun- 
gen. So verbreitet die DA Flugblätter mit folgendem 
Inhalt; „Rassenmischung ist Völkermord", „Ausländer- 
haß verhindern! Ausländer raus! " , „Schluß mit der Über- 
fremdung - Asylanten raus! ". 

In einem der DA- Flugblätter mit dem Titel „Die Aus- 
plünderung des deutschen Volkes" wird auf eine „töd- 
liche Gefahr der Überfremdung der Deutschen" hinge- 
wiesen und in diesem Zusammenhang ausgeführt, „Zum 
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Glück sind wir Deutschen jetzt abwehrbereiter als noch 
vor einem Jahr. 

d) Die DA lehnt die freiheitliche demokratische Grundord- 
nung ab, agitiert gegen staatliche Institutionen und 
kämpft so für deren Beseitigung. 

Die DA, die sich als „reichstreue deutsch- alternative 
Opposition" versteht (Satzung der DA, § 2), erklärt in 
einer Broschüre des Wahlbündnisses „Neubeginn", an 
dem die DA beteiligt war: „Unter dem Stichwort 
, Deutsch-Alternativ' faßt Neubeginn sämtliche radikal- 
nationalen Kräfte zusammen, die Systemüberwindung 
statt Systemanpassung erstreben, die deshalb eine Alter- 
native zum herrschenden System darstellen wollen. Das 
ist revolutionär, soll aber im Rahmen der herrschenden 
Gesetze vollzogen werden. . . . , Deutsch alternativ' ist 
also das Streben nach einem souveränen, einigen deut- 
schen Nationalstaat, in dem das Grundgesetz seine Gül- 
tigkeit verloren hat und die Deutsche Nation sich eine 
neue und bessere Staats-, Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsform geben kann. Dafür steht das Ziel der Er- 
neuerung des Deutschen Reiches, dafür stehen die 
alten, stolzen Nationalfarben eines souveränen Deutsch- 
lands- schwarz-weiß-rot -!" (Denkschrift zum Wahl- 
bündnis „Neubeginn" vom 15. 1. 1990.) 

Im DA-Mitteilungsblatt wird die Demokratie als „Demo- 
krötie" bezeichnet („Brandenburger Beobachter" Nr. 3, 
Juni/ Juli 1992, S. 11). 

Demokratische Parteien werden diffamiert: „Die verräte- 
rischen Bundesparteien verschachern mal wieder unsere 
deutschen Heimatgebiete in Ostdeutschland. Keine Par- 
tei im Bundestag kann sich deutsch nennen, da deren 
Vertreter sich schämen, Deutsche zu sein und sich des- 
halb lieber für , Multikulturelle Interessen' einsetzen. 
Gemeinsam werden wir den Volks- und Landesverrätern 
die Stirn bieten können" (DA-Flugblatt „An alle Ange- 
hörigen des Deutschen Reiches!"; von der DA verwen- 
detes und verbreitetes Flugblatt „Deutschland einig 
Vaterland!"). Richter werden in einem von der DA ge- 
nutzten und verbreiteten Flugblatt als „Wechselbälge 
der Justiz" bezeichnet (Flugblatt „Die neuen Götter"). 

e) Die DA zeigt nach ihrem Gesamtbild eine Wesensver- 
wandtschaft mit dem Nationalsozialismus. 

Dies zeigt sich bereits in der grundsätzlichen Zielsetzung 
und der Verbindung zur GdNF [siehe oben Gliederungs- 
punkt A. L 3. b)]. 

Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl von weiteren Hin- 
weisen, die dies belegen. Der damalige Gründungs- und 
Bundesvorsitzende Heinz Seeger bezeichnete sich in 
einem Rundschreiben der DA vom 15. Juni 1989 offen als 
Nationalsozialist. 
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Das Programm der DA weist inhaltliche Übereinstim- 
mung mit dem 25-Punkte-Programm der NSDAP von 
1920 auf. Die DA fordert; „Deutsche Arbeitsplätze für 
deutsche Arbeiter"' . . . die deutschen Arbeiter sind unzu- 
frieden, weil Massen an Fremdarbeitern - als , Reserve- 
armee' des Großkapitals - ihre Arbeitsplätze bedrohen. 
. . . Wilüge und anspruchsvolle Fremdarbeiter gefährden 
zudem die erkämpften sozialen Errungenschaften des 
deutschen Arbeiters." (DA- Programm, Ziffer 1) 

Das NSDAP-Programm von 1920 fordert unter Ziffer 5 
eine Fremdengesetzgebung für alle „Nicht- Staatsbür- 
ger". Ziffer 8 des NSDAP-Programms verlangt die Ver- 
hinderung jeder weiteren Einwanderung von Nicht- 
Deutschen und fordert, daß alle Nicht-Deutschen, die 
bereits eingewandert sind, sofort zum Verlassen des Rei- 
ches gezwungen werden. Entsprechend postuliert das 
NSDAP-Programm unter Ziffer 7, den Staat zu verpflich- 
ten, in erster Linie für die Erwerbs- und Lebensmöglich- 
keiten der Staatsbürger zu sorgen. Wenn es nicht mög- 
lich sei, die Gesamtbevölkerung zu ernähren, seien die 
Angehörigen fremder Nationen aus dem Reich auszu- 
weisen. 

Dieser letzten NSDAP-Forderung entspricht das DA- 
Postulat „Deutsches Geld für Deutsche Bürger! Deut- 
sches Geld für Deutsche Aufgaben!" (DA-Programm, 
Ziffer 2). Die DA fordert die „Neuvereinigung aller in 
Mitteleuropa geschlossen siedelnden Deutschen" (DA- 
Programm, Ziffer 8). Hier klingt die NSDAP-Forderung 
nach „Land und Boden (Kolonien) zur Ernährung unse- 
res Volkes und Ansiedelung unseres Bevölkerungsüber- 
schusses" wie auch die Vorstellung von einem Zusam- 
menschluß aller Deutschen in einem „Groß-Deutsch- 
land" an (NSDAP-Programm, Ziffern 1 und 3). 

In die gleiche Richtung weist die DA-Forderung nach 
„Rückgewinnung der geraubten Ostgebiete" (DA-Pro- 
gramm, Ziffer 9). 

Auch die Wahl des Begriffes „Volksgesundheit" (DA- 
Programm, Ziffer 12) entspricht dem Sprachgebrauch 
der NSDAP (NSDAP-Programm, Ziffer 21). 

Auch außerhalb des DA-Programms finden sich Hin- 
weise für die Wesensverwandtschaft mit dem National- 
sozialismus. So würdigt die Publikation der DA „Bran- 
denburger Beobachter" den ehemaligen SS-Obergrup- 
penführer Reinhard Heydrich als einen der großen 
Söhne unseres Volkes, dem Angehörige der DA auf sei- 
nem Grabmal ein schlichtes Monument errichtet hätten 
(Brandenburger Beobachter, Nr. 3, Juni/Juh 1992, S. 14). 

Der DA-Bundesvorsitzende Hübner propagiert öffenthch 
den „Widerstandsgruß" (auch „Kühnen-Gruß" genannt), 
der in allen Neonazi-Kreisen als Ersatzsymbol für den 
verbotenen Hitler-Gruß gezeigt wird (Brandenburger 
Beobachter, Nr. 1, Januar/Februar 1992, S. 4). 
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Darüber hinaus verharmlost die DA die Gewalttaten des 
Nationalsozialismus. Im Programm (Ziffer 11) heißt es: 
„Mit Blick auf die nationalsozialistische Vergangenheit 
wird das deutsche Volk bis heute weltweit und auch 
nach innen immer wieder und immer stärker verleum- 
det, beschimpft und gedemütigt. Dabei kommen die Vor- 
würfe und die Hetze gerade von solchen Völkern und 
Nationen, die selber unvorstellbare Greueltaten began- 
gen haben oder begehen. Aus all dem folgt eine alles 
durchdringende Heuchelei. Die DA will diese Heuchelei 
anprangern und überwinden. Die DA fordert General- 
amnestie und Schluß mit den , Wiedergutmachungszah- 
lungen'!" 

4. Die DA verfolgt ihre Zielsetzung in kämpferisch-aggressi- 
ver Form. 

a) Der von der DA verwendete Sprachstil gipfelt in aggres- 
siven Parolen wie „Ausländer raus!" oder „Wir, die 
nationale Protestpartei Deutsche Alternative erheben mit 
stolzem Haupt den Anspruch, die völkerrechtlich aner- 
kannten Grenzen von Deutschland zurückzufordern. Wir 
kennen keinen Verzicht!" (DA-Rugblatt „An alle Ange- 
hörigen des Deutschen Reiches"). In Grafiken erscheint 
die geballte Faust (z.B. „Brandenburger Beobachter" 
Nr. 4, September 1992). 

b) Gewalttätige Ausschreitungen werden gutgeheißen. So 
heißt es z. B. in einem Schreiben des DA-Landesvorstan- 
des Sachsen vom 13. Dezember 1991: „Die Ereignisse in 
Hoyerswerda waren keine Einzelaktionen irgendwel- 
cher Chaoten, sondern der Wille des deutschen Volkes. 
... In Anbetracht der volksfeindlichen internationalisti- 
schen Integrationspolitik, wie sie seit Jahrzehnten von 
regierenden Parteiensystemen beider deutscher Besat- 
zungsstaaten betrieben wurde und wird, ist es wohl 
kaum verwunderlich, daß das deutsche Volk sich jetzt 
zur Wehr setzt gegen diese zwangsverordnete Volksver- 
mischung. " 

c) Die aktiv kämpferische, aggressive Haltung äußert sich 
auch im gewalttätigen Verhalten der Mitglieder, das sich 
die DA zurechnen lassen muß. Wiederholt wurden gegen 
Mitglieder der DA wegen Angriffe auf Asylbewerber- 
heime oder politische Gegner Ermittlungsverfahren ein- 
geleitet. Am 27. September 1991 wurden 13 Neonazis 
wegen Verdachts des Landfriedensbruchs festgenom- 
men, nachdem sie ein Asylbewerberheim in Alteno 
(Brandenburg) angegriffen hatten. Zwei der beteiligten 
Täter waren DA-Mitgheder (Bericht des Landeskriminal- 
amtes Brandenburg vom 8. 7. 1992). 

Am 24. August 1991 überfielen 26 Neonazis das Asyl- 
bewerberheim Schwarze Pumpe in Spremberg (Bran- 
denburg). Durch Verwendung von Leuchtspurmunition 
ging das Asylbewerberheim in Flammen auf und 
brannte völlig aus. Unter den Tätern befanden sich vier 
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DArMitglieder (Bericht des Landeskriminalamtes Bran- 
denburg vom 8. 7. 1992). 

Vier Neonazis versuchten am 21. Februar 1992, ein von 
Linksextremisten besetztes Haus in Finsterwalde (Bran- 
denburg) zu stürmen. Zwei der Täter waren DA-Mitglie- 
der. Gegen sie wird wegen schweren Landfriedens- 
bruchs ermittelt (Bericht des Landeskriminalamtes Bran- 
denburg vom 8. 7. 1992). 

Weitere Ermittlungsverfahren wegen vergleichbarer 
Straftaten wurden gegen Anhänger und Sympathisanten 
der DA eingeleitet. 

Die Mitglieder und Anhänger der DA waren offensicht- 
lich durch die Agitation der DA gegen Ausländer und 
politisch Andersdenkende motiviert worden und haben 
den dabei verwandten militanten Stil zum Maßstab ihres 
Handelns gemacht. Das muß sich die DA anrechnen 
lassen. 


11. Die gegen die verfassungsmäßige Ordnung gerichtete Tätig- 
keit der DA kann nicht länger hingenommen werden. Die DA, 
die auf maßgebliche Initiative des Neonazi-Führers Michael 
Kühnen gegründet wurde, verfolgt auch nach dessen Tod eine 
nationalsoziahstische Zielsetzung, wobei sie eine aggressiv- 
kämpferische Haltung gegenüber der verfassungsmäßigen 
Ordnung einnimmt. 

Die Einleitung strafrechtlicher Ermittlungsverfahren auch 
gegen Mitglieder der DA, die offensichtlich durch die Agita- 
tion der DA motiviert wurden, hat nicht dazu geführt, daß die 
DA ihr Auftreten und ihr Wirken geändert hat. 

Die verfassungsfeindliche Betätigung der DA kann nur im 
Wege des Verbots der Vereinigung unterbunden werden. 
Weniger einschneidende Mittel reichen zum Schutz der ver- 
fassungsmäßigen Ordnung nicht aus. Betätigungsverbote 
gegen führende Mitglieder der DA oder gegen die Vereini- 
gung selbst sind - soweit rechtlich überhaupt zulässig - nicht 
geeignet, der verfassungsfeindlichen Tätigkeit der DA wirk- 
sam Einhalt zu gebieten. 


III. Das gemäß § 3 Abs. 2 Satz 3 Vereinsgesetz erforderliche 
Benehmen mit den Obersten Landesbehörden ist hergestellt. 

B. 

Die Untersagung der Tätigkeit sowie der Bildung von Ersatzorga- 
nisationen beruht auf § 8 Abs. 1 Vereinsgesetz. 

C. 

Die Anordnung der Beschlagnahme und die Einziehung des Ver- 
mögens ergeben sich aus § 3 Abs. 1 Satz 2 Vereinsgesetz. 
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D. 

Die sofortige Vollziehung des Verbots und der Auflösung der DA 
sowie die Beschlagnahme des Vereinsvermögens liegen im öffent- 
lichen Interesse (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung). 
Ein wirksames Vorgehen gegen die DA ist nur möglich, wenn der 
Vollzug nicht aufgeschoben wird, da anderenfalls Vermögens- 
gegenstände, nicht veröffentlichte Unterlagen, Propagandamate- 
rial und dergleichen, die Grundlage der Tätigkeit der DA sind, 
beiseite geschafft und später zur Fortsetzung derselben verfas- 
sungsfeindlichen Zwecke verwendet werden könnten. 

Das beharrliche Festhalten an der verfassungsfeindlichen Zielset- 
zung und das in der steigenden Mitgliederentwicklung zum Aus- 
druck kommende weitere Streben nach einem Ausbau der Orga- 
nisation zeigen, daß die DA beabsichtigt, ihre Aktivitäten fortzu- 
setzen. Die Ablehnung der geltenden Rechtsordnung und die 
Mißachtung staatlicher Institutionen sowie das bisherige Verhal- 
ten der DA lassen erwarten, daß sie ihre Tätigkeit auch nach 
einem Organisationsverbot fortsetzen wird. 

Aus den oben angegebenen Gründen war von einer Anhörung 
der Beteiligten vor Erlaß der Verbotsverfügung abzusehen (§ 28 
Abs. 2 Nr. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz). 

Die anliegende Rechtsbehelfsbelehrung ist Bestandteil dieser 
Verfügung. 
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